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AUS DEM STADTRAT

In der Woche vom 17. Dezember bis 21. Dezember 2018 tagen fol-
gende Ausschüsse, Beiräte und Bezirksvertretungen

Dienstag, 18. Dezember 2018
17.00 Uhr Kultur- und Denkmalausschuss, Rathaus
17.00 Uhr Bezirksvertretung Hüls, Rathaus Hüls, Hülser Markt 11, 
 Einwohnerfragestunde gegen 18.00 Uhr
17.00 Uhr Bezirksvertretung Ost, Rathaus Bockum, Uerdinger
 Straße 585, Einwohnerfragestunde gegen 18.00 Uhr

Mittwoch, 19. Dezember 2018
17.00 Uhr Bezirksvertretung Süd, Fabrik Heeder, Virchowstraße 130 
 Einwohnerfragestunde gegen 18.00 Uhr
17.00 Uhr Bezirksvertretung Fischeln, Rathaus Fischeln, Kölner  
 Straße 517, Einwohnerfragestunde gegen 18.00 Uhr

BEKANNTMACHUNGEN

INKRAFTTRETEN DES BEBAUUNGSPLANS 
NR. 683 – KÖLNER STRAßE, ZWISCHEN 
FELDSTRAßE UND FÜTINGSWEG –
Bekanntmachungsanordnung des Oberbürgermeisters vom 
30.11.2018

Der Rat der Stadt Krefeld hat in seiner Sitzung am 26.11.2018 be-
schlossen: 

1.  Über die im Bebauungsplanverfahren vorgebrachten Stel-
lungnahmen wird im Sinne der Begründung zur Vorlage in 
Verbindung mit Anlage 3 (Abwägung der Stellungnahmen) 
entschieden. 

2. Gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB), bekannt ge-
macht am 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) in der derzeit gülti-
gen Fassung i. V. m. § 41 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV. NW. S. 666) in der derzeit 
gültigen Fassung wird der Bebauungsplan Nr. 683 – Kölner 
Straße, zwischen Feldstraße und Fütingsweg – in der durch 
violette Eintragungen geänderten Fassung als Satzung be-
schlossen. 

3.  Der Begründung nach § 9 Abs. 8 BauGB zum Bebauungsplan 
Nr. 683 – Kölner Straße, zwischen Feldstraße und Fütings-
weg – (Anlage 4 zur Vorlage Nr. 5715/18) wird zugestimmt. 

4. Mit dem Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 683 wird 
innerhalb des Geltungsbereiches folgender Bebauungsplan 
außer Kraft gesetzt: 

 • Nr. 177 – östlich der Kölner Straße, zwischen Fütingsweg 
und Feldstraße –. 

Bekanntmachungsanordnung
Der vorstehende Beschluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 des 
Baugesetzbuches (BauGB) in der zurzeit gültigen Fassung in 
Verbindung mit § 52 Abs. 2 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der zurzeit gültigen Fassung  
und § 2 Abs. 4 Nr. 1 BekanntmVO öffentlich bekannt gemacht.

Der Bebauungsplan wurde im beschleunigten Verfahren gemäß 
§ 13a BauGB ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 
Abs. 4 BauGB aufgestellt.

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 683 
– Kölner Straße, zwischen Feldstraße und Fütingsweg – gemäß 
§ 10 BauGB in Kraft.

Der Bebauungsplan liegt mit Begründung beim Oberbürgermeis-
ter der Stadt Krefeld, Fachbereich Vermessungs- und Katasterwe-
sen, Friedrichstraße 25, 47798 Krefeld, Zimmer 209,

montag- bis freitagvormittags 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr
montag- bis mittwochnachmittags 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr
donnerstagnachmittags  14.00 Uhr bis 17.30 Uhr

für jedermann zur Einsicht bereit; über den Inhalt wird auf Verlan-
gen ebenfalls dort Auskunft erteilt.

Zur besseren Orientierung ist das Bebauungsplangebiet in einem 
Kartenausschnitt dargestellt.

Hinweise
Gemäß

a) § 44 Abs. 5 BauGB
b) § 215 Abs. 2 BauGB
c) § 7 Abs. 6 Satz 2 GO NRW

wird auf die folgenden Rechtsvorschriften hingewiesen:

zu a): Fälligkeit und Erlöschen der Entschädigungsansprüche

§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB
Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, 
wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögens-
nachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruches 
dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung 
schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt.

§ 44 Abs. 4 BauGB
Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von 
drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Abs. 3 
Satz 1 bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die 
Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird.
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zu b): Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften sowie von Mängeln der Abwägung

§ 215 Abs. 1 BauGB
Unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr.1 bis 3 BauGB beachtliche 
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beacht-
liche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Be-
bauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt 
Krefeld geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der 
die Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzule-
gen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a 
BauGB beachtlich sind.

zu c): Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung

§ 7 Abs. 6 Satz 1 GO NRW
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge-
meindeordnung kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche 
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines 
Jahres seit ihrer Verkündung nicht geltend gemacht werden, es 
sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorge-
schriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder 
der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt 
Krefeld vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt.

Krefeld, den 30. November 2018
Der Oberbürgermeister
Frank Meyer

EINLEITENDER BESCHLUSS ZUR 
AUFSTELLUNG DES BEBAUUNGSPLANES 
NR. 818 – NÖRDLICH UERDINGER STRAßE 
ZWISCHEN GROTENBURGSTRAßE UND ROTT – 
Der Rat der Stadt Krefeld hat in seiner Sitzung am 26.11.2018 be-
schlossen:
  
1. Gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB), bekannt gemacht 

am 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), in der derzeit gültigen Fas-
sung, wird für den Bereich nördlich der Uerdinger Straße, der 
begrenzt wird 

 - im Süden durch die Uerdinger Straße, 
 - im Westen durch die Gärten an der Grotenburgstraße und 

der Uerdinger Straße, 
 - im Norden durch die Grundstücke der Germaniastraße 

und 
 - im Osten durch die Grundstücke am Rott und an der Uer-

dinger Straße,
 

 ein Verfahren zur Aufstellung eines Bebauungsplanes einge-
leitet. 

 Die genaue Abgrenzung des künftigen Geltungsbereiches des 
Bebauungsplanes ergibt sich aus dem zu diesem Beschluss 
gehörenden Plan. 

 Der Bebauungsplan erhält die Bezeichnung: 
 Bebauungsplan Nr. 818 – nördlich Uerdinger Straße zwischen 

Grotenburgstraße und Rott –

2. In der Prioritätenliste zur Bearbeitung von Bebauungsplan-
verfahren der Stadt Krefeld wird der Bebauungsplan Nr. 818 
– nördlich Uerdinger Straße zwischen Grotenburgstraße und 
Rott – neu auf Rang 33 platziert. Die nachfolgend gesetzten 
Planverfahren werden um einen Rang auf der Prioritätenliste 
nach hinten versetzt.

Übereinstimmungsbestätigung
Es wird hiermit gemäß § 2 Abs. 3 der Verordnung über die öffent-
liche Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht (Bekannt-
machungsverordnung - BekanntmVO) in der zurzeit gültigen Fas-
sung bestätigt, dass der Wortlaut des Beschlusstextes mit dem 
Be-schluss des Rates der Stadt Krefeld vom 26.11.2018 überein-
stimmt und dass gemäß § 2 Abs. 1 und 2 BekanntmVO verfahren 
worden ist. 

Die öffentliche Bekanntmachung des Beschlusses zur Aufstel-
lung des Bebauungsplanes Nr. 818 – nördlich Uerdinger Straße 
zwischen Grotenburgstraße und Rott – wird gemäß § 4 Bekannt-
mVO in Verbindung mit der Hauptsatzung der Stadt Krefeld im 
Krefelder Amtsblatt hiermit angeordnet.
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Bekanntmachungsanordnung
Der vorstehende Beschluss wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 
des Baugesetzbuches (BauGB) in der zurzeit gültigen Fassung in 
Verbindung mit § 52 Abs. 2 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der zurzeit gültigen Fassung  
und § 2 Abs. 4 Nr. 1 BekanntmVO öffentlich bekannt gemacht.

Gemäß § 2 Abs. 4 Nr. 3 BekanntmVO i. V. m. § 7 Abs. 6 GO NRW 
wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- 
oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen beim Zustandekommen dieser Beschlüsse nach 
Ablauf eines Jahres nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorge-
schriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,

b) der Beschluss ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden,

c) der Oberbürgermeister hat die Beschlüsse des Rates vorher 
beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Kre-
feld vorher gerügt und dabei ist die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Der zu diesem Beschluss gehörende Plan, aus dem der Geltungs-
bereich des zukünftigen Bebauungsplanes hervorgeht, liegt vom 
Tage der Bekanntmachung an beim Oberbürgermeister der Stadt 
Krefeld, Fachbereich Stadt- und Verkehrsplanung, Parkstraße 10, 
Zimmer 326,

montag- bis freitagvormittags 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr
montag- bis mittwochnachmittags 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr
donnerstagnachmittags  14.00 Uhr bis 17.30 Uhr

für jedermann zur Einsicht bereit.

Zur besseren Orientierung ist das Plangebiet in einem Kartenaus-
schnitt dargestellt:

Krefeld, den 30. November 2018
Der Oberbürgermeister
Frank Meyer

INKRAFTTRETEN DES VORHABENBEZOGENEN 
BEBAUUNGSPLANES NR. 811 (V) 
– WESTLICH DÜRERSTRAßE –
Bekanntmachungsanordnung des Oberbürgermeisters vom
30.11.2018

Der Rat der Stadt Krefeld hat in seiner Sitzung am 26.11.2018 be-
schlossen: 

 1.  Über die im Bebauungsplanverfahren vorgebrachten Stel-
lungnahmen wird im Sinne der Begründung zur Vorlage ent-
schieden.

2. Gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB), bekannt ge-
macht am 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) in der derzeit gülti-
gen Fassung i. V. m. § 41 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV. NW. S. 666) in der derzeit 
gültigen Fassung wird der vorhabenbezogene Bebauungs-
plan Nr. 811 (V) – westlich Dürerstraße – als Satzung be-
schlossen. 

3. Der Begründung nach § 9 Abs. 8 BauGB zum vorhabenbezo-
genen Bebauungsplan Nr. 811(V) – westlich Dürerstraße – 
(Anlage 3 zur Vorlage Nr. 5804/18) wird zugestimmt.

Bekanntmachungsanordnung
Der vorstehende Beschluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 des 
Baugesetzbuches (BauGB) in der zurzeit gültigen Fassung in 
Verbindung mit § 52 Abs. 2 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der zurzeit gültigen Fassung  
und § 2 Abs. 4 Nr. 1 BekanntmVO öffentlich bekannt gemacht.

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan wurde im beschleunig-
ten Verfahren gemäß § 13a BauGB ohne Durchführung einer Um-
weltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt.

Mit dieser Bekanntmachung tritt der vorhabenbezogene Bebau-
ungsplan Nr. 811 (V) – westlich Dürerstraße – gemäß § 10 BauGB 
in Kraft.

Der Bebauungsplan liegt mit Begründung beim Oberbürgermeis-
ter der Stadt Krefeld, Fachbereich Vermessungs- und Katasterwe-
sen, Friedrichstraße 25, 47798 Krefeld, Zimmer 209,

montag- bis freitagvormittags 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr
montag- bis mittwochnachmittags 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr
donnerstagnachmittags  14.00 Uhr bis 17.30 Uhr

für jedermann zur Einsicht bereit; über den Inhalt wird auf Verlan-
gen ebenfalls dort Auskunft erteilt.

Zur besseren Orientierung ist das Bebauungsplangebiet in einem 
Kartenausschnitt dargestellt.

Hinweise

Gemäß
a) § 44 Abs. 5 BauGB
b) § 215 Abs. 2 BauGB
c) § 7 Abs. 6 Satz 2 GO NRW

wird auf die folgenden Rechtsvorschriften hingewiesen:

zu a): Fälligkeit und Erlöschen der Entschädigungsansprüche

§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB

Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, 
wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögens-
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nachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruches 
dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung 
schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt.

§ 44 Abs. 4 BauGB
Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von 
drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Abs. 3 
Satz 1 bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die 
Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird.

zu b): Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften sowie von Mängeln der Abwägung

§ 215 Abs. 1 BauGB

Unbeachtlich werden
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr.1 bis 3 BauGB beachtliche 

Verletzung der dort be-zeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beacht-
liche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Be-
bauungsplanes und des Flächennutzungs-planes und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt 
Krefeld geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der 
die Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzule-
gen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a 
BauGB beachtlich sind.

zu c): Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung

§ 7 Abs. 6 Satz 1 GO NRW
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge-
meindeordnung kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche 

Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines 
Jahres seit ihrer Verkündung nicht geltend gemacht werden, es 
sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorge-
schriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder 
der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt 
Krefeld vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Krefeld, den 30. November 2018
Der Oberbürgermeister
Frank Meyer

INKRAFTTRETEN DER 3. VEREINFACHTEN 
ÄNDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES NR. 23 
2. ÄNDERUNG – LÜBECKER WEG – IM 
BEREICH LÜBECKER WEG 44
Bekanntmachungsanordnung des Oberbürgermeisters vom
30.11.2018       

Der Rat der Stadt Krefeld hat in seiner Sitzung am 26.11.2018 be-
schlossen:

a) Der Bebauungsplan Nr. 23 2. Änderung – Lübecker Weg – 
wird im vereinfachten Verfahren gemäß § 13 Baugesetzbuch 
(BauGB) gemäß Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I 
S. 3634) in der derzeit gültigen Fassung nach Maßgabe der 
3. vereinfachten Änderung geändert.

b) Die 3. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 23 
2. Änderung – Lübecker Weg – wird gemäß § 10 Abs. 1 BauGB 
in Verbindung mit § 41 Abs. 1 Buchst. g) der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein- Westfalen (GO) gemäß Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666) in der der-
zeit gültigen Fassung als Satzung beschlossen.

c)  Der Begründung zur 3. vereinfachten Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 23 2. Änderung – Lübecker Weg – gemäß § 9 
Abs. 8 BauGB wird zugestimmt.

Bekanntmachungsanordnung
Der vorstehende Beschluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 des 
Baugesetzbuches (BauGB) in der zurzeit gültigen Fassung in 
Verbindung mit § 52 Abs. 2 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der zurzeit gültigen Fassung  
und § 2 Abs. 4 Nr. 1 BekanntmVO öffentlich bekannt gemacht.

Der Bebauungsplan wurde im vereinfachten Verfahren gemäß 
§ 13 BauGB ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 
Abs. 4 BauGB geändert.

Mit dieser Bekanntmachung tritt die 3. vereinfachte Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 23 2. Änderung – Lübecker Weg – ge-
mäß § 10 BauGB in Kraft.

Der Bebauungsplan liegt mit der Begründung und der zusam-
menfassenden Erklärung gemäß § 10 Abs. 4 BauGB beim Ober-
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bürgermeister der Stadt Krefeld, Fachbereich Vermessungs- und 
Katasterwesen, Friedrichstraße 25, 47798 Krefeld, Zimmer 209, 

montag- bis freitagvormittags 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr
montag- bis mittwochnachmittags 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr
donnerstagnachmittags  14.00 Uhr bis 17.30 Uhr

für jedermann zur Einsicht bereit; über den Inhalt wird auf Verlan-
gen ebenfalls dort Auskunft erteilt.

Zur besseren Orientierung ist das Bebauungsplangebiet in einem 
Kartenausschnitt dargestellt.

Hinweise

Gemäß

a) § 44  Abs. 5 BauGB
b) § 215 Abs. 2 BauGB
c) §  7  Abs. 6 Satz 2 GO NRW

wird auf die folgenden Rechtsvorschriften hingewiesen:

zu a): Fälligkeit und Erlöschen der Entschädigungsansprüche

§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB
Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, 
wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögens-
nachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruches 
dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung 
schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt.

§ 44 Abs. 4 BauGB
Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von 
drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Abs. 3 
Satz 1 bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die 
Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird.

zu b): Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften sowie von Mängeln der Abwägung

§ 215 Abs. 1 BauGB
Unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr.1 bis 3 BauGB beachtliche 
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beacht-
liche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Be-
bauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt 
Krefeld geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der 
die Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzule-
gen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a 
BauGB beachtlich sind.

zu c): Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung

§ 7 Abs. 6 Satz 1 GO NRW
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge-
meindeordnung kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche 
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines 
Jahres seit ihrer Verkündung nicht geltend gemacht werden, es 
sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorge-
schriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder 
der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt 
Krefeld vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Krefeld, den 30. November 2018
Der Oberbürgermeister
Frank Meyer

BEKANNTMACHUNG DER 
GESAMTABSCHLÜSSE 2010 BIS 2015 
DER STADT KREFELD
Gemäß § 116 Abs. 6 GO NRW erfolgt die Prüfung der Gesamtab-
schlüsse der Stadt Krefeld durch den Rechnungsprüfungsaus-
schuss. Nach der jeweiligen Bestätigung der Gesamtabschlüsse 
2010 bis 2015 durch den Rechnungsprüfungsausschuss, wurden 
diese unverzüglich gemäß § 116 Abs. 1 Satz 4 i. V. m. § 96 Abs. 2 
GO NRW der Bezirksregierung Düsseldorf als zuständige Auf-
sichtsbehörde angezeigt. Die Rückmeldung der Bezirksregierung 
erfolgte mit Schreiben vom 09.08.2018.

1. Bestätigung des Gesamtabschlusses zum 31.12.2010
In seiner Sitzung am 23.10.2014 hat der Rechnungsprüfungsaus-
schuss für den Gesamtabschluss 2010 einen uneingeschränkten 
Bestätigungsvermerk erteilt. 
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Der Rat der Stadt Krefeld hat daraufhin in seiner Sitzung am 
11.12.2014 folgendes beschlossen:

1. Der Rat bestätigt den Gesamtabschluss 2010 gemäß § 116 
(1) Satz 3 GO NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GB NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 19.12.2013 (GV NRW S. 194), in Kraft getre-
ten am 31.12.2013, auf der Grundlage des Abschlussergeb-
nisses vom 02.05.2013.

2. Die Ratsmitglieder erteilen dem Oberbürgermeisters für sei-
ne Geschäftstätigkeit gem. § 116 (1) Satz 4 i. V. m. § 96 (1) 
Satz 4 GO NRW Entlastung.

2. Bestätigung des Gesamtabschlusses zum 31.12.2011
In seiner Sitzung am 17.11.2015 hat der Rechnungsprüfungsaus-
schuss für den Gesamtabschluss 2011 einen uneingeschränkten 
Bestätigungsvermerk erteilt. 

Der Rat der Stadt Krefeld hat daraufhin in seiner Sitzung am 
10.12.2015 folgendes beschlossen:

1. Der Rat bestätigt den Gesamtabschluss 2011 gemäß § 116 
(1) Satz 3 GO NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GB NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 25.06.2015 (GV. NRW. S. 496), in Kraft 
getreten am 04.07.2015.

2. Die Ratsmitglieder erteilen dem Oberbürgermeisters für sei-
ne Geschäftstätigkeit gem. § 116 (1) Satz 4 i. V. m. § 96 (1) 
Satz 4 GO NRW Entlastung.

3. Bestätigung des Gesamtabschlusses zum 31.12.2012
In seiner Sitzung am 01.06.2016 hat der Rechnungsprüfungsaus-
schuss für den Gesamtabschluss 2012 einen uneingeschränkten 
Bestätigungsvermerk erteilt. 

Der Rat der Stadt Krefeld hat daraufhin in seiner Sitzung am 
29.09.2016 folgendes beschlossen:

1. Der Rat bestätigt den Gesamtabschluss 2012 gemäß § 116 
(1) Satz 3 GO NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GB NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 25.06.2015 (GV. NRW. S. 496), in Kraft 
getreten am 04.07.2015.

2. Die Ratsmitglieder erteilen dem Oberbürgermeister für seine 
Geschäftstätigkeit gem. § 116 (1) Satz 4 i. V. m. § 96 (1) Satz 4 
GO NRW Entlastung.

4. Bestätigung des Gesamtabschlusses zum 31.12.2013
In seiner Sitzung am 30.11.2016 hat der Rechnungsprüfungsaus-
schuss für den Gesamtabschluss 2013 einen uneingeschränkten 
Bestätigungsvermerk erteilt. 

Der Rat der Stadt Krefeld hat daraufhin in seiner Sitzung am 
08.12.2016 folgendes beschlossen:

1. Der Rat bestätigt den Gesamtabschluss 2013 gemäß § 116 
(1) Satz 3 GO NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GB NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 25.06.2015 (GV. NRW. S. 496), in Kraft 
getreten am 04.07.2015.

2. Die Ratsmitglieder erteilen dem Oberbürgermeisters für sei-
ne Geschäftstätigkeit gem. § 116 (1) Satz 4 i. V. m. § 96 (1) 
Satz 4 GO NRW Entlastung.

5. Bestätigung des Gesamtabschlusses zum 31.12.2014
In seiner Sitzung am 15.03.2017 hat der Rechnungsprüfungsaus-
schuss für den Gesamtabschluss 2014 einen uneingeschränkten 
Bestätigungsvermerk erteilt. 

Der Rat der Stadt Krefeld hat daraufhin in seiner Sitzung am 
04.05.2017 folgendes beschlossen: 

1. Der Rat bestätigt den Gesamtabschluss 2014 gemäß § 116 
(1) Satz 3 GO NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GB NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 15.11.2016 (GV. NRW. S. 966), in Kraft ge-
treten am 29.11.2016.

2. Die Ratsmitglieder erteilen dem Oberbürgermeister für seine 
Geschäftstätigkeit gem. § 116 (1) Satz 4 i. V. m. § 96 (1) Satz 4 
GO NRW Entlastung.

6. Bestätigung des Gesamtabschlusses zum 31.12.2015
In seiner Sitzung am 29.11.2017 hat der Rechnungsprüfungsaus-
schuss für den Gesamtabschluss 2015 einen uneingeschränkten 
Bestätigungsvermerk erteilt. 

Der Rat der Stadt Krefeld hat daraufhin in seiner Sitzung am 
05.12.2017 folgendes beschlossen: 

1. Der Rat bestätigt den Gesamtabschluss 2015 gemäß § 116 
(1) Satz 3 GO NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GB NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 15.11.2016 (GV. NRW. S. 966), in Kraft ge-
treten am 29.11.2016.

2. Die Ratsmitglieder erteilen dem Oberbürgermeister für seine 
Geschäftstätigkeit gem. § 116 (1) Satz 4 i. V. m. § 96 (1) Satz 4 
GO NRW Entlastung.

7. Bekanntmachung
Die Gesamtabschlüsse 2010 bis 2015 der Stadt Krefeld werden 
hiermit gemäß § 116 (1) S. 4 i. V. m. § 96 (2) S. 2 GO NRW öffent-
lich bekannt gemacht.

Die Gesamtabschlüsse liegen mit ihren Anlagen bis zur Bestä-
tigung des folgenden Gesamtabschlusses im Rathaus der Stadt 
Krefeld, Von-der-Leyen-Platz 1, 47798 Krefeld, Zimmer C202 zur 
Einsichtnahme öffentlich aus. Die Einsicht kann montags bis frei-
tags von 08.30 bis 12.30 Uhr und montags bis donnerstags von 
14.00 bis 15.30 Uhr erfolgen.

Des Weiteren werden die Gesamtabschlüsse in Kürze unter der 
Adresse www.krefeld.de im Internet verfügbar sein.

Krefeld, den 26.11.2018
Frank Meyer
Oberbürgermeister

JAHRESABSCHLUSS DER EGK 
ENTSORGUNGSGESELLSCHAFT KREFELD 
GMBH & CO.KG
Die Gesellschafterversammlung der EGK Entsorgungsgesell-
schaft Krefeld GmbH & Co. KG hat am 07. Mai 2018 den Jahresab-
schluss 2017 festgestellt.

Nach Abzug der Vorabvergütung der Komplementär-GmbH wird 
der Gewinn den Kommanditisten entsprechend ihren Gesell-
schafteranteilen auf ihren Kapitalkonten gutgeschrieben.
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Jahresabschluss und Lagebericht werden im Bundesanzeiger 
veröffentlicht. Sie liegen ab sofort bis zum 04. Januar 2019 von 
montags - freitags von 9.00 - 12.00 am Sitz der Verwaltung, Park-
str. 234, 47829 Krefeld-Uerdingen, zur Einsichtnahme aus. 

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberich-
tes beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft RSM Verhüls-
donk GmbH, Eichendorffstraße 46, 47800 Krefeld, hat am 16. Fe-
bruar 2018 folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt:

„Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, Ge-
winn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbeziehung 
der Buchführung und den Lagebericht der EGK Entsorgungsge-
sellschaft Krefeld GmbH & Co. KG für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar 2017 bis 31. Dezember 2017 geprüft. Die Buchführung 
und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach 
den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den er-
gänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags liegen in 
der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft. 
Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durch-
geführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss 
unter Einbeziehung der Buchführung und über den Lagebericht 
abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB un-
ter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf 
die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung 
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den 
Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit 
erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen 
werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das 
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die 
Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der 
Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezoge-
nen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben 
in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend 
auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die 
Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der 
wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie 
die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts.

Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend 
sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewon-
nenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss den gesetz-
lichen Vorschriften sowie den ergänzenden Bestimmungen des 
Gesellschaftsvertrags und vermittelt unter Beachtung der Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage der Gesellschaft. Der Lagebericht steht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, entspricht den gesetzlichen Vorschrif-
ten, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend dar.“

Krefeld, den 28. November 2018
Der Geschäftsführer
Prof. Dr.-Ing. Roos
 

JAHRESABSCHLUSS DER EAG 
ENTSORGUNGSANLAGENGESELLSCHAFT 
KREFELD GMBH & CO.KG
Die Gesellschafterversammlung der EAG Entsorgungsanlagenge-
sellschaft Krefeld GmbH & Co. KG hat am 07. Mai 2018 den Jah-
resabschluss 2017 festgestellt.

Nach Abzug der Vorabvergütung der Komplementär-GmbH wird 
der Gewinn den Kommanditisten entsprechend ihren Gesell-
schafteranteilen auf ihren Kapitalkonten gutgeschrieben.

Jahresabschluss und Lagebericht werden im Bundesanzeiger 
veröffentlicht. Sie liegen ab sofort bis zum 04. Januar 2019 von 
montags - freitags von 9.00 - 12.00 am Sitz der Verwaltung, Park-
str. 234, 47829 Krefeld-Uerdingen, zur Einsichtnahme aus. 

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberich-
tes beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft RSM Verhüls-
donk GmbH, Eichendorffstraße 46, 47800 Krefeld, hat am 16. Fe-
bruar 2018 folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt:

„Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, Ge-
winn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbeziehung 
der Buchführung und den Lagebericht der EAG Entsorgungsan-
lagengesellschaft Krefeld GmbH & Co. KG für das Geschäftsjahr 
vom 1. Januar 2017 bis 31. Dezember 2017 geprüft. Die Buchfüh-
rung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht 
nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den 
ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags liegen 
in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft. 
Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchge-
führten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter 
Einbeziehung der Buchführung und über den Lagebericht abzu-
geben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festge-
stellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf 
die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung 
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den 
Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit 
erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen 
werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das 
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die 
Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der 
Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezoge-
nen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben 
in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend 
auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die 
Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der 
wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie 
die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung 
eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewon-
nenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss den ge-
setzlichen Vorschriften sowie den ergänzenden Bestimmungen 
des Gesellschaftsvertrags und vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-
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lichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage der Gesellschaft. Der Lagebericht steht in 
Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den gesetzlichen 
Vorschriften, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend dar.“
 
Krefeld, den 28. November 2018
Der Geschäftsführer
Prof. Dr.-Ing. Roos
 

JAHRESABSCHLUSS DER EGK 
ENTSORGUNGSGESELLSCHAFT KREFELD 
VERWALTUNGSGESELLSCHAFT MBH
Die Gesellschafterversammlung der EGK Entsorgungsgesell-
schaft Krefeld Verwaltungsgesellschaft mbH hat am 07. Mai 2018 
den Jahresabschluss 2017 festgestellt.

Jahresabschluss und Lagebericht werden im Bundesanzeiger 
veröffentlicht. Sie liegen ab sofort bis zum 04. Januar 2019 von 
montags - freitags von 9.00 - 12.00 am Sitz der Verwaltung, Park-
str. 234, 47829 Krefeld-Uerdingen, zur Einsichtnahme aus. 

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberich-
tes beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft RSM Verhülsdonk 
GmbH, Eichendorffstraße 46, 47800 Krefeld, hat am 16. Februar 
2018 folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt:

„Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, Ge-
winn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbeziehung 
der Buchführung und den Lagebericht der EGK Entsorgungs-
gesellschaft Krefeld Verwaltungsgesellschaft mbH für das Ge-
schäftsjahr vom 1. Januar 2017 bis 31. Dezember 2017 geprüft. 
Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und 
Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschrif-
ten und den ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsver-
trags liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der 
Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von 
uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresab-
schluss unter Einbeziehung der Buchführung und über den Lage-
bericht abzugeben. 

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB un-
ter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf 
die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung 
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den 
Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit 
erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen 
werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das 
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die 
Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der 
Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezoge-
nen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben 
in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend 
auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die 
Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der 
wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie 
die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts. 

Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend 
sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewon-
nenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss den gesetz-
lichen Vorschriften sowie den ergänzenden Bestimmungen des 
Gesellschaftsvertrags und vermittelt unter Beachtung der Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage der Gesellschaft. Der Lagebericht steht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, entspricht den gesetzlichen Vorschrif-
ten, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend dar.“

Krefeld, den 28. November 2018
Der Geschäftsführer
Prof. Dr.-Ing. Roos 

JAHRESABSCHLUSS DER EAG ENTSOR-
GUNGSANLAGENGESELLSCHAFT KREFELD 
VERWALTUNGSGESELLSCHAFT MBH
Die Gesellschafterversammlung der EAG Entsorgungsanlagenge-
sellschaft Krefeld Verwaltungsgesellschaft mbH hat am 07. Mai 
2018 den Jahresabschluss 2017 festgestellt.

Jahresabschluss und Lagebericht werden im Bundesanzeiger 
veröffentlicht. Sie liegen ab sofort bis zum 04. Januar 2019 von 
montags - freitags von 9.00 - 12.00 am Sitz der Verwaltung, Park-
str. 234, 47829 Krefeld-Uerdingen, zur Einsichtnahme aus. 

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberich-
tes beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft RSM Verhüls-
donk GmbH, Eichendorffstraße 46, 47800 Krefeld, hat am 16. Fe-
bruar 2018 folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt:

„Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, Ge-
winn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbeziehung 
der Buchführung und den Lagebericht der EAG Entsorgungsan-
lagengesellschaft Krefeld Verwaltungsgesellschaft mbH für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar 2017 bis 31. Dezember 2017 geprüft. 
Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und 
Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschrif-
ten und den ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsver-
trags liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der 
Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von 
uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresab-
schluss unter Einbeziehung der Buchführung und über den Lage-
bericht abzugeben. 

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB 
unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu 
planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Ver-
stöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswir-
ken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der 
Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse 
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über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und 
rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die Erwartungen 
über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung 
werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen in-
ternen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in 
Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend 
auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst 
die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze 
und der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertre-
ter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts.

Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend 
sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewon-
nenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss den gesetz-
lichen Vorschriften sowie den ergänzenden Bestimmungen des 
Gesellschaftsvertrags und vermittelt unter Beachtung der Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage der Gesellschaft. Der Lagebericht steht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, entspricht den gesetzlichen Vorschrif-
ten, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend dar.“

Krefeld, den 28. November 2018
Der Geschäftsführer
Prof. Dr.-Ing. Roos

MITTEILUNG ÜBER DEN ABLAUF ODER DAS 
ERLÖSCHEN VON NUTZUNGSRECHTEN AN 
WAHLGRABSTÄTTEN 
Die Nutzungsrechte an den nachstehend aufgeführten Wahl-
grabstätten sind abgelaufen oder nach § 15 Abs. 5 Friedhofs-
satzung erloschen. Falls diese Wahlgrabstätten für weitere 
Beerdigungen genutzt werden sollen, werden die Nutzungsbe-
rechtigten oder deren Rechtsnachfolger hiermit nach § 17 Abs. 
4 Friedhofssatzung in Verbindung mit entsprechender Anwen-
dung des § 36 Abs. 7 Friedhofssatzung öffentlich aufgefordert, 
den Wiedererwerb sofort – spätestens jedoch innerhalb von 
drei Monaten nach dieser Bekanntmachung – beim Kommu-
nalbetrieb Krefeld AöR, Fachabteilung Friedhöfe, Heideckstra-
ße 127, 47805 Krefeld schriftlich zu beantragen. Anderenfalls 
besteht kein Nutzungsrecht und die Nutzungsberechtigten 
oder deren Rechtsnachfolger sind nach § 43 Abs. 3 S. 1 Fried-
hofssatzung verpflichtet, die auf der Grabstätte befindlichen 
Grabmale und sonstige bauliche Anlagen zu entfernen. Wird 
dieser Aufforderung innerhalb der vorgenannten Frist nicht Fol-
ge geleistet, ist der Kommunalbetrieb Krefeld AöR berechtigt, 
die Grabmale und sonstigen baulichen Anlagen nach § 43 Abs. 
3 S. 2 Friedhofssatzung im Wege der Verwaltungsvollstreckung 
abräumen zu lassen. Eine Aufbewahrungspflicht besteht nach 
§ 43 Abs. 3 S. 3 Friedhofssatzung nicht.

Das Feld, die Grabnummer und das Beisetzungsdatum des ge-
nannten letzten Verstorbenen sind angegeben:

Wahlgrabstätten
Friedhof Feld Reihe Grab-Nr Name Vorname Beisetzung

Hauptfriedhof 10   336 Vogel Magdalene Maria
      Erika 04.01.1989
Hauptfriedhof 10   295-296 Jansen Josefine 06.03.1962
Hauptfriedhof 16 C   96-98 Stappmanns Wilhelmine 27.06.1943
Hauptfriedhof 23    408 Will von der Heinrich 31.01.1957
Hauptfriedhof 26    188 Offermanns Maria 30.05.1988
Hauptfriedhof 55    10-11 Holtappels Wilhelm 09.07.1968
Hauptfriedhof 64    90 Schuffelen Anna 13.10.1958
Hauptfriedhof M    460 Breithor Peter 13.08.1957
Bockum 1    156 Kunnes Elisabeth 12.01.1959
Bockum 3    773-774 Peiner Heinrich 18.10.1966
Bockum 16    11-12 Schmitz Auguste 05.07.1988
Fischeln 21    106-107 Weitzel Luise 06.01.1976
Hüls 10    1720-1721 Woidt Helene 28.12.1982
Hüls 13    52-53 Adler Reinhold 12.02.1965
Hüls 22    951 Fimmers Katharina 02.02.1989

Mitteilung über ungepflegte Wahl- und Reihengrabstätten
Die nachstehend aufgeführten Wahl- und Reihengrabstätten wer-
den seit einiger Zeit nicht mehr ordnungsgemäß der Würde des 
Friedhofes entsprechend gärtnerisch gepflegt. Das Nutzungs-
recht an der Grabstätte ist demnach nach § 36 Abs. 1 Friedhofs-
satzung zwingend zu entziehen und die Grabstätte einzuebnen. 
Die Nutzungsberechtigten oder deren Rechtsnachfolger werden 
hiermit gemäß § 36 Abs. 4 Nr. 1 in Verbindung mit Abs. 7 Fried-
hofssatzung aufgefordert, innerhalb einer Frist von drei Monaten 
nach dieser Bekanntmachung, die Grabstätte wieder in einen 
ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen. Zusätzlich zu dieser 
Bekanntmachung wird ein Hinweisschild auf der Grabstätte auf-
gestellt. Wird dieser Aufforderung innerhalb der vorgenannten 
Frist nicht Folge geleistet, wird nach § 36 Abs. 5 Friedhofssatzung 
das Nutzungsrecht an der Grabstätte entschädigungslos entzo-
gen und die Grabstätte eingeebnet. Zur Einebnung zählt auch 
die Abräumung der auf den Grabstätten befindlichen Grabmale 
und sonstigen baulichen Anlagen. Eine Aufbewahrungspflicht 
besteht nach § 36 Abs. 6 S. 3 Friedhofssatzung nicht. 

Das Feld, die Grabnummer und das Beisetzungsdatum des (letz-
ten) Verstorbenen sind angegeben.

Wahlgrabstätten
Friedhof Feld Reihe Grab-Nr Name Vorname Beisetzung

Hauptfriedhof 8   735 Steeger Agnes 26.02.1965
Hauptfriedhof 9   619 Frisch Hans 01.08.1990
Hauptfriedhof 9   919-920 Möhler Josef Gabriel 28.11.2008
Hauptfriedhof 10   453-454 Lankers Franz 28.01.1969
Hauptfriedhof Q   138-140 Kuhl Aloys 18.06.1968
Elfrath 2   2421 Körschgen Hildegard 14.06.1995
Elfrath 2   4311 Evertz Marie Magdalena  
       12.03.2002
Elfrath 46   124 Zuber Sukri 07.03.2013
Traar 21   204 Minten Friedrich 17.06.1996

Reihengrabstätten
Friedhof Feld Reihe Grab-Nr Name Vorname Beisetzung

Hauptfriedhof 19 C 6 13 Schiefer Sascha 27.03.2008
Fischeln 28  5 18 Morandin Maria Antonette  
       11.09.1990
Hüls 28 4 15 Kleinbielen Maria Petronella  
       08.01.2001
Hüls 28 6 14 Seidler Klara 12.02.2002
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Mitteilung über sonstige Mängel bei Wahl- und 
Reihengrabstätten
Die nachstehend aufgeführten Wahl- und Reihengrabstätten ent-
sprechen nicht den sonstigen Vorschriften der Friedhofssatzung. 
Nach § 36 Abs. 3 Friedhofssatzung kann das Nutzungsrecht ent-
schädigungslos entzogen und die Grabstätte eingeebnet werden, 
wenn andere Mittel nicht geeignet erscheinen, den rechtswidri-
gen Zustand zu beenden. Hierbei kommt es insbesondere auf die 
Verhältnismäßigkeit der Maßnahme im Rahmen der Abwägung 
des privaten Interesses an der Erhaltung der Grabstätte als Fa-
miliengedenkstätte gegenüber dem allgemeinen Interesse an 
einem ordnungsgemäßen und wirtschaftlichen Friedhofsbetrieb 
an. Die Ersatzvornahme ist im Regelfall dann unverhältnismäßig, 
wenn die Nutzungsberechtigten oder deren Rechtsnachfolger 
nicht zu ermitteln sind und die Kosten der Ersatzvornahme damit 
zu Lasten der Allgemeinheit gehen. Die Nutzungsberechtigten 
oder deren Rechtsnachfolger werden hiermit gemäß § 36 Abs. 4 
Nr. 3 in Verbindung mit Abs. 7 Friedhofssatzung aufgefordert, 
innerhalb einer Frist von drei Monaten nach dieser Bekanntma-
chung, die Grabstätte wieder in einen ordnungsgemäßen Zu-
stand zu versetzen. 

Zusätzlich zu dieser Bekanntmachung wird ein Hinweisschild 
auf der Grabstätte aufgestellt. Wird dieser Aufforderung inner-
halb der vorgenannten Frist nicht Folge geleistet, wird nach § 36 
Abs. 5 Friedhofssatzung das Nutzungsrecht an der Grabstätte 
entschädigungslos entzogen und die Grabstätte eingeebnet. Zur 
Einebnung zählt auch die Abräumung der auf den Grabstätten 
befindlichen Grabmale und sonstigen baulichen Anlagen. Eine 
Aufbewahrungspflicht besteht nach § 36 Abs. 6 S. 3 Friedhofs-
satzung nicht. 

Das Feld, die Grabnummer und das Beisetzungsdatum des (letz-
ten) Verstorbenen sind angegeben.

Reihengrabstätten
Friedhof Feld Reihe Grab-Nr Name Vorname Beisetzung

Hauptfriedhof 19 16 3 Adler-Kocak Alexandra 26.04.2017
Hauptfriedhof 19 C 7 11 Geldermann Otto 03.07.2008
Hauptfriedhof 19 C 26 12 Klinkenberg Rainer 15.12.2015

Nutzungsrechtsentzug und Einebnungsandrohung bei 
ungepflegten Wahl- und Reihengrabstätten
Für die nachstehend aufgeführten Wahl- und Reihengrabstätten 
ist die öffentlich bekanntgemachte Frist von drei Monaten zur 
Wiederherstellung des ordnungsgemäßen Zustands der Grab-
stätte fruchtlos abgelaufen.

Hiermit wird das Nutzungsrecht an der Grabstätte nach § 36 
Abs. 1 und Abs. 5 Friedhofssatzung entschädigungslos entzogen. 
Da nunmehr kein Nutzungsrecht besteht, sind die Nutzungsbe-
rechtigten oder deren Rechtsnachfolger nach § 36 Abs. 6 S. 1 
Friedhofssatzung verpflichtet, die Grabmale und sonstige bauli-
che Anlagen zu entfernen.

Wird dieser Verpflichtung innerhalb einer Frist von einem Monat 
nach Bekanntgabe nicht nachgekommen, wird hiermit nach § 36 
Abs. 6 S. 2 Friedhofssatzung in Verbindung mit § 63 Abs. 1 und 
2 Verwaltungsvollstreckungsgesetz NRW die Ersatzvornahme an-
gedroht. 

Eine Aufbewahrungspflicht für die abgeräumten Grabmale und 
sonstige bauliche Anlagen besteht nach § 43 Abs. 3 S. 3 Fried-
hofssatzung nicht.

Das Feld, die Grabnummer und das Beisetzungsdatum des ge-
nannten letzten Verstorbenen sind angegeben:

Reihengrabstätten
Friedhof Feld Reihe Grab-Nr Name Vorname Beisetzung

Elfrath 3.2  6 22 Elsner Marianne Elfriede  
       29.04.2002

Einebnungsfestsetzungen bei Wahl- und Reihengrabstätten
Für die nachstehend aufgeführten Wahl- und Reihengrabstätten 
sind die öffentlich bekanntgemachten Einebnungsandrohungen 
zwischenzeitlich bestandskräftig und damit unanfechtbar gewor-
den. Hiermit wird die Einebnung im Rahmen der Ersatzvornah-
me nach § 36 bzw. § 43 Friedhofssatzung in Verbindung mit § 64 
Abs. 1 Verwaltungsvollstreckungsgesetz für das Land Nordrhein-
Westfalen (VwVG NRW) festgesetzt.

Das Feld, die Grabnummer und das Beisetzungsdatum des (letz-
ten) Verstorbenen sind angegeben.

Wahlgrabstätten
Friedhof Feld Reihe Grab-Nr Name Vorname Beisetzung

Hauptfriedhof K    107 Zimmermann Gertrud 07.07.1988
Hauptfriedhof V    52-53 Schrörs Katharina 21.11.1963
Bockum 15+   71 Linke Herbert 20.10.1987
Elfrath 2    2227 Kober Maria 07.07.1988
Fischeln 7    151 Peltzer Max 20.08.1965
Hüls 26    216 Kleckers Joseph Antonius  
       03.02.1997
Linn A    120 Klecz Emma 12.07.1988
Linn S    748 Schmitz Theodora 28.08.1992

Krefeld, 20.11.2018
Kommunalbetrieb Krefeld AöR
Der Vorstand
Fachabteilung Friedhöfe
Andreas Horster
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NOTDIENSTE
Innung für 
Sanitär-Heizung-Klima-Apparatebau Krefeld

14.12. bis 16.12.2018
WTK Wärmetechnik Service GmbH
Obergath 126 | 47805 Krefeld
31 95-0

21.12. bis 23.12.2018
Andreas Zelzner
Lechstraße 14 | 47809 Krefeld
54 82 83

 PARI MOBIL GMBH
 Hausnotrufzentrale, Mühlenstraße 42,
 Krefeld, Telefon 8 43 33.

„Krefelder Amtsblatt“ 

Für den Inhalt verantwortlich: Der Oberbürgermeister der Stadt Krefeld, Presse und Kommunikation, Rathaus, Tel. 86 14 02. Das Amtsblatt wird kostenlos 
abgegeben und ist in den Rathäusern Krefeld, Fischeln, Hüls und Uerdingen einzusehen. Das Krefelder Amtsblatt stellen wir allen Interessierten jeweils am 
Erscheinungstag (in der Regel wöchentlich donnerstags) im Internet auch  kostenlos als PDF-Datei zur Verfügung. Es ist unter www.krefeld.de/amtsblatt 
zu finden. Dort kann man auch einen E-Mail Newsletter abonnieren, der über das Erscheinen eines neuen Amtsblattes informiert. Bei Postbezug beträgt 
das Bezugsgeld (einschl. Porto) jährlich 79,40 Euro. Bestellung an: Stadt Krefeld, 13 - Presse und Kommunikation, Von-der-Leyen-Platz 1, 47798 Krefeld.

TIERÄRZTLICHER DIENST

Der tierärztliche Dienst ist samstags ab 12.00 Uhr 
bis montags um 8.00 Uhr sowie an  Feiertagen un-
ter Telefon 07 00- 84 37 46  66 zu erreichen.

APOTHEKENDIENST
Die Notdienste der Apotheken in 
 Nordrhein-Westfalen können im Internet 
 abgerufen werden unter: 

www.aknr.de

oder telefonisch unter der vom Festnetz 
 kostenlosen Rufnummer 08 00-0 02 28 33

Feuer 112
Rettungsdienst/Notarzt 112
Krankentransport  1 92 22
Branddirektion  82 13-0
Zentrale Bürgerinformation  
bei Unglücks- und Notfällen 1 97 00

RUFNUMMERN DER FEUERWEHR

08 00- 1 11 01 11 und 08 00- 1 11 02 22
TELEFONSEELSORGE

KOMMUNALER ORDNUNGSDIENST

Der Kommunale Ordnungsdienst ist Ansprech-
partner in Sachen Ordnung und Sauberkeit auf 
Krefelder Straßen, Wegen und Plätzen. 

Er ist erreichbar 
mo bis fr vormittags von 8.30 bis 12.30 Uhr und 
mo bis mi nachmittags von 14 bis 16 Uhr sowie 
do nachmittags 14 bis 17.30 Uhr 
unter der Rufnummer 0 21 51 / 86 22 25.

Außerhalb dieser Zeiten kann der KOD über 
die Leitstelle der Polizei unter der Rufnummer 
0 21 51 / 63 40 informiert werden.

AUF EINEN BLICK

NOTDIENSTE
Elektro-Innung Krefeld
0 18 05- 66 05 55

ÄRZTLICHER DIENST

ÄRZTLICHER BEREITSCHAFTSDIENST   116 117
ÄRZTLICHER NOTDIENST:
Der Notdienst in Krefeld ist unter Telefon 0 18 05-
04 41 00 montags, dienstags und donnerstags von 
19.00 Uhr bis 7.00 Uhr, mittwochs von 14.00 Uhr 
bis 7.00 Uhr und freitags von 14.00 Uhr bis Mon-
tagmorgen um 7.00 Uhr erreichbar.

ZAHNÄRZTE:
Der Zahnärztliche Notdienst ist unter Telefon            
0 18 05-98 67 00 zu erreichen. Sprechzeiten: 
samstags, sonntags und feiertags von 10.00 bis 
12.00 Uhr und von 18.00 bis 19.00 Uhr,  mittwochs- 
und freitagsnachmittag von 17.00 bis 19.00 Uhr, 
 montags, dienstags und donnerstags von 21.00 
bis 22.00 Uhr.




